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— Forderungen zur Realisierung der festgelegten Maßnah­
men zu stellen,

— Sanktionen gemäß § 12 beim zuständigen örtlichen Rat zu 
beantragen.

Entsprechend den Erfordernissen können diese Rechte auch 
von Vertretern der Arbeitskollektive wahrgenommen wer­
den.

(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter sind berechtigt, über 
die von ihnen betreuten kriminell gefährdeten Bürger Aus­
künfte in den Betrieben, Einrichtungen und Genossenschaf­
ten sowie den Hausgemeinschaften über ihr Verhalten im 
Arbeits- bzw. Freizeitbereich einzuholen.

(4) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter arbeiten eng mit den 
Leitern der Betriebe und den Vorständen der Genossen­
schaften, den Betriebsgewerkschaftsleitungen, den ehren­
amtlichen Gremien in den Betrieben, den gesellschaftlichen 
Kräften in den Wohngebieten und den gesellschaftlichen Ge­
richten zusammen.

§9
(1) Die Räte der Kreise und Stadtkreise mit Stadtbezirken 

sind in ihrem Verantwortungsbereich für die Anleitung und 
Kontrolle der Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
bei der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger verantwort­
lich. Sie arbeiten eng mit den Betrieben, Einrichtungen und 
Genossenschaften, der Staatsanwaltschaft, den Gerichten, den 
Sicherheitsorganen, den Leitungen der gesellschaftlichen Or­
ganisationen, insbesondere des FDGB, und den Ausschüssen 
der Nationalen Front der DDR zusammen.

; (3) Wird' der Beschwerde nicht abgeholfen, ist sie inner-
i halb einer Woche dem Bürgermeister zur Entscheidung vor­

zulegen.
(4) Richtet sich die Beschwerde gegen Maßnahmen der 

Bürgermeister der Städte, Stadtbezirke oder Gemeinden und 
wird ihr nicht abgeholfen, ist sie innerhalb einer Woche dem 
Vorsitzenden des Rates des Kreises oder Stadtkreises zur Ent­
scheidung vorzulegen.

(5) Entscheidungen gemäß den Absätzen 3 und 4 sind in­
nerhalb einer Frist von 2 Wochen zu treffen. Sie sind end­
gültig.

§12

(1) Wer vorsätzlich die erteilten Auflagen gemäß § 4 Abs. 3 
nicht einhält oder die Einhaltung der Auflagen verhindert 
oder erschwert, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 bis 300 M belegt werden.

(2) Bei Zuwiderhandlungen nach Abs. 1 kann zusätzlich 
oder selbständig die Heranziehung zur gemeinnützigen Arbeit 
ausgesprochen werden. In schwerwiegenden Fällen ist wegen 
Verdachts der Gefährdung der öffentlichen Ordnung durch 
asoziales Verhalten Anzeige gemäß § 249 StGB zu erstatten.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens bzw. 
die Erstattung der Anzeige gemäß § 249 StGB obliegt den Bür­
germeistern der Städte und Gemeinden oder den von ihnen 
beauftragten Ratsmitgliedern sowie den Stellvertretern der 
Vorsitzenden für Inneres der Räte der Stadtkreise und Stadt­
bezirke.

(2) Die Räte der Kreise und Stadtkreise mit Stadtbezirken 
haben zu sichern, daß

a) durch die Ämter für Arbeit den Räten der Städte, Stadt­
bezirke und Gemeinden geeignete Arbeitsstellen für 
kriminell gefährdete Bürger zur Verfügung gestellt wer­
den,

b) die Auflagen zur fachärztlichen Untersuchung bzw. Be­
handlung kriminell gefährdeter Bürger realisiert werden 
können,

c) die Aufgaben zur Erziehung kriminell gefährdeter Bürger 
koordiniert werden und ihre Durchsetzung kontrolhert 
wird.

§10

(1) Die Deutsche Volkspolizei gewährt den örtlichen Räten 
im Rahmen der Rechtsvorschriften Unterstützung. Sie ist ver­
pflichtet, über Bürger, die Anzeichen einer kriminellen Ge­
fährdung gemäß § 2 aufweisen, die örtlichen Räte zu infor­
mieren.

(2) Die Deutsche Volkspolizei hat in besonderen Fällen 
auf Ersuchen der örtlichen Räte bei der Kontrolle über die 
Einhaltung der Auflagen mitzuwirken. Die Zuführung krimi­
nell gefährdeter Bürger durch die Deutsche Volkspolizei ist 
zur Vorbereitung der Erfassung, zur Erteilung von Auflagen 
gemäß § 4 und bei Verstoß gegen die Auflagen zulässig. Der 
Zuführung hat in der Regel eine Aufforderung des zuständi­
gen Fachorgans des örtlichen Rates zum Erscheinen vorauszu­
gehen.

§11
(1) Gegen die Erteilung von Auflagen gemäß § 4 Abs. 3 ist 

das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig.
(2) Die Beschwerde ist schriftlich innerhalb von 2 Wochen 

bei dem Entscheidungsbefugten gemäß § 4 Abs. 2 einzulegen. 
Sie hat keine aufschiebende Wirkung.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungwid­
rigkeiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§13
Verletzen den örtlichen Räten nicht unterstellte Leiter der 

Betriebe und Einrichtungen die für sie in dieser Verord­
nung festgelegten Pflichten, können die örtlichen Räte von 
den zuständigen übergeordneten Organen entsprechende 
Maßnahmen zur Sicherung der Durchsetzung dieser Pflichten 
und die Einleitung disziplinarischer Maßnahmen fordern. 
Werden diese Pflichten von Vorständen der Genossenschaften 
verletzt, können durch die örtlichen Räte gleiche Maßnahmen 
von den zuständigen wirtschaftsleitenden Organen gefordert 
werden.

§14
Die Minister und Leiter anderer zentraler Staatsorgane er­

lassen die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen 
Bestimmungen.

§15
(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1975 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 15. August 1968 

über die Aufgaben der örtlichen Räte und der Betriebe bei 
der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger (GBl. II Nr. 93
S. 751) außer Kraft.

Berlin, den 19. Dezember 1974

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

S i n d e r m a n n
Vorsitzender
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